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Der Verwaltungsgerichtshof hat durch den Vorsitzenden Präsident Dr. Thienel, 

den Hofrat Dr. Doblinger und die Hofrätin Mag. Schindler als Richter, unter 

Mitwirkung der Schriftführerin Mag.a Rieder, über die außerordentliche 

Revision des Mag. A B in C, vertreten durch Mag. Stefan Weiskopf, Dr. Rainer 

Michael Kappacher und Dipl.-Ing. MMag. Dr. Michael Kössler, Rechtsanwälte 

in 6500 Landeck, Malserstraße 34, gegen das Erkenntnis des 

Landesverwaltungsgerichts Tirol vom 26. Juni 2024, LVwG-2024/29/1308-12, 

betreffend Übertretung des Ausländerbeschäftigungsgesetzes (belangte 

Behörde vor dem Verwaltungsgericht: Bezirkshauptmannschaft Landeck), den 

Beschluss gefasst: 

Die Revision wird zurückgewiesen. 

Begründung: 

1 Mit dem angefochtenen, im Beschwerdeverfahren ergangenen Erkenntnis des 

Landesverwaltungsgerichts Tirol (Verwaltungsgericht) wurde der 

Revisionswerber schuldig erkannt, er habe es als handelsrechtlicher 

Geschäftsführer und gemäß § 9 Abs. 2 VStG bestellter Verantwortlicher der 

D GmbH zu verantworten, dass diese Gesellschaft als Arbeitergeberin im 

Zeitraum von 14. Dezember 2023 bis 29. Jänner 2024 eine namentlich 

genannte ukrainische Staatsangehörige beschäftigt habe, für welche keine der 

im Einzelnen aufgezählten arbeitsmarktrechtlichen Bewilligungen erteilt oder 

Bestätigungen ausgestellt gewesen sei. Wegen der dadurch begangenen 

Verwaltungsübertretung gemäß § 28 Abs. 1 Z 1 lit. a in Verbindung mit § 3 

Abs. 1 Ausländerbeschäftigungsgesetz (AuslBG) wurde über den 

Revisionswerber eine Geldstrafe (für den Fall der Uneinbringlichkeit eine 

Ersatzfreiheitsstrafe) verhängt und er zum Ersatz von Verfahrenskosten 

verpflichtet. Die Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG erklärte das 

Verwaltungsgericht für nicht zulässig. 

2 Gegen das Erkenntnis eines Verwaltungsgerichts ist die Revision nach Art. 133 

Abs. 4 B-VG zulässig, wenn sie von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der 

grundsätzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der 

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche 
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Rechtsprechung fehlt oder die zu lösende Rechtsfrage in der bisherigen 

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet 

wird. 

3 Nach § 34 Abs. 1 VwGG sind Revisionen, die sich wegen Nichtvorliegens der 

Voraussetzungen des Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zur Behandlung eignen, ohne 

weiteres Verfahren mit Beschluss zurückzuweisen. 

4 Bei der Beurteilung der Zulässigkeit der Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG 

ist der Verwaltungsgerichtshof an den Ausspruch des Verwaltungsgerichts 

gemäß § 25a Abs. 1 VwGG nicht gebunden. Die Zulässigkeit einer 

außerordentlichen Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG hat der 

Verwaltungsgerichtshof im Rahmen der dafür in der Revision vorgebrachten 

Gründe (§ 28 Abs. 3 VwGG) zu überprüfen. 

5 Der Revisionswerber wendet sich in der Zulässigkeitsbegründung gegen die 

Annahme des Verwaltungsgerichts, dass ein wirksames Kontrollsystem nicht 

habe nachgewiesen werden können. Der Revisionswerber habe die 

Bereichsleiter angewiesen, von den in Aussicht genommenen Mitarbeitern 

Passkopien anzufertigen und auf dessen Basis einen Arbeitsvertrag zu 

erarbeiten. Von der Lohnverrechnung würden die Passkopien zudem 

„stichprobenartig“ angefordert. 

6 Nach ständiger hg. Rechtsprechung obliegt es dem verwaltungsstrafrechtlich 

Verantwortlichen, durch die Einrichtung eines wirksamen Kontrollsystems für 

die Einhaltung der Verwaltungsvorschriften zu sorgen, wenn in einem 

Unternehmen andere Personen mit der faktischen Durchführung der 

Einstellung neuer Arbeitnehmer betraut werden (vgl. VwGH 2.10.2023, 

Ra 2022/09/0131, mwN). Nur wenn der Beschuldigte ein wirksames 

Kontrollsystem eingerichtet hat, sodass er unter den vorhersehbaren 

Verhältnissen mit gutem Grund die Einhaltung der gesetzlichen Vorschriften 

erwarten konnte, trifft ihn an der Verletzung der Verwaltungsvorschrift kein 

Verschulden. Ein derartiges, durch den Beschuldigten eingerichtetes 

Kontrollsystem hat exkulpierende Wirkung (vgl. VwGH 9.1.2024, 

Ra 2023/09/0191, mwN). 
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Ferner entspricht es der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes, dass 

Anweisungen zur Einhaltung der Rechtsvorschriften (des AuslBG) nicht 

ausreichend sind, vielmehr ist darzulegen und glaubhaft zu machen, welche 

Maßnahmen ergriffen wurden, um die Einhaltung der erteilten Anordnungen zu 

gewährleisten und insbesondere welche Kontrollen eingerichtet wurden und 

wie sich der Verantwortliche vom Funktionieren des Kontrollsystems 

informiert hat (vgl. VwGH 23.5.2013, 2011/09/0212, mwN). Ein schlichtes 

„Vertrauen“ darauf, dass sich ein Arbeitnehmer weisungskonform verhält, 

entlastet den Arbeitgeber nicht. Selbst kurzfristige, stichprobenartige 

Kontrollen reichen für sich allein nicht aus, um die Annahme zu rechtfertigen, 

ein wirksames Kontrollsystem, von dem mit gutem Grund erwartet werden 

könne, dass es die Einhaltung der Ausländerbeschäftigungsvorschriften 

sicherstellt, liege vor (vgl. erneut VwGH 2.10.2023, Ra 2022/09/0131, mwN). 

7 Die Frage, ob ein konkretes Kontrollsystem eines bestimmten Unternehmens 

ausreichend wirksam gewesen ist, betrifft nur den Einzelfall und stellt als 

solche keine grundsätzliche Rechtsfrage dar (vgl. VwGH 19.10.2023, 

Ra 2023/02/0194, mwN). 

8 Das Verwaltungsgericht hat in seinem angefochtenen Erkenntnis 

nachvollziehbar dargelegt, dass der Revisionswerber im Verfahren kein den 

genannten Anforderungen entsprechendes wirksames Kontrollsystem dargetan 

hat. Die Revision zeigt nicht auf, dass diese fallbezogene Beurteilung durch das 

Verwaltungsgericht unvertretbar gewesen wäre. Mit dem bloßen Hinweis auf 

eine - nicht näher beschriebene - stichprobenartige Anforderung von 

Passkopien von der Lohnverrechnung wird im Sinne der wiedergegebenen 

hg. Judikatur nicht dargelegt, dass unter den vorhersehbaren Verhältnissen mit 

gutem Grund die Einhaltung der gesetzlichen Vorschriften erwartet habe 

werden können. 
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9 In der Revision werden keine Rechtsfragen aufgeworfen, denen im Sinne des 

Art. 133 Abs. 4 B-VG grundsätzliche Bedeutung zukäme. Die Revision war 

daher zurückzuweisen. 

W i e n ,  am 21. August 2024 

 


